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alſo nicht in allen Fällen ohne weiteres maßgebend . Daher iſt

Anfrage bei der Leitung der Kaſſe zu empfehlen .

In zweifelhaften Fällen wende man ſich an die zuſtändige

Aufſichtsbehörde ) . “

Weitere Leiſtungen für Kriegshinterbliebene

ſind unter Umſtänden noch von Berufsorganiſationen , Stif⸗

tungen uſw . zu erlangen . Neben eigenen Bemühungen der

Hinterbliebenen um Feſtſtellung der gegebenen Verhältniſſe wird

auch die ſoziale Hinterbliebenenfürſorge die Möglichkeit , noch

andere Vergünſtigungen für ihre Schutzbefohlenen zu erhalten ,

im Auge behalten und deren Erlangung mit allen Mitteln

fördern und unterſtützen .

J2
3 * 22—lie Kriegshintechliebenenverſorgung in Verbindung

mit dem Beamtengeſetz .

1

Neben dem Militärhinterbliebenengeſetz vom 17 . Mai 1907

gelten für die Angehörigen von badiſchen Staatsbeamten , die auf

dem Feld der Ehre fielen , auch die Beſtimmungen des Beamten⸗

geſetzes ( §§ 55 , 59 —- 71 ) .

Hatte ein etatmäßiger Staatsbeamter einen

Anſpruch auf Ruhegehalt bereits erdient (§ 34 B. G. ) , ſo erhalten

ſeine Hinterbliebenen das geordnete Witwen - und Waiſengeld

) Über die Wiederherſtellung einer mit einem privaten Verſicherungs⸗

unternehmer geſchloſſenen Lebens - oder Krankenverſicherung , deren Rechte

nach dem 31. Juli 1914 erloſchen oder gemindert ſind , weil der Verſiche⸗

rungsnehmer ſeine Verpflichtung zur Beitragszahlung nicht rechtzeitig erfüllt

hat , ſ. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 20. Dez . 1917 ( R. GüBl .

S. 1121 ) , A. M. 1918 Nr . 3, S. 22, Nr . 25, S. K. 1918 , Nr . 4, S. 39.

Die Friſt , innerhalb deren die Wiederherſtellung vom Verſicherungs⸗

nehmer beantragt werden muß , läuft zwar erſt 6 Monaten nach Beendi⸗

gung des Krieges ab, doch iſt in der erwähnten Verordnung dafür

geſorgt , daß dem Verſicherungsnehmer jetzt ſchon die Möglichkeit gegeben

iſt , ſich die ihm gebotenen Vorteile zu ſichern , indem er unmittelbar beim

Vorſtand ( Direktion der Geſellſchaft , nicht beim Agenten oder ſonſtigen

Geſchäftsſtellen ) ſchriftlich beantragt , daß die Verſicherung wieder herge⸗

ſtellt wird . Dadurch erwirbt er ſich den Vorteil , daß ihm ſeine Rechte

gewahrt bleiben , ſelbſt wenn der Verſicherungsfall nach der Stellung des

Antrags , aber vor erfolgter Wiederherſtellung der Verſicherung eintritt .
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nach §§ 61/62 , 68 B. G. neben dem ungekürzten Kriegs —
witwen - und Waiſengeld ) .

Der Anſpruch auf Ruhegehalt beginnt nach zehnjähriger
Dienſtzeit eines Beamten im Beamtenverhältnis

mit 35 vom Hundert und ſteigt mit den weiteren Dienſt —
jahren halbjährlich

um 0,8 vom Hundert bis zu 75 ͤ des Einkommensanſchlags .
Das Witwengeld beſteht aus 30 vom Hundert des

maßgebenden Einkommensanſchlags , der dem Verſtorbenen ur —

kundlich zugeſichert war .

Das Waiſengeld neben dem Witwengeld , alſo für eine

Halbwaiſe , beſteht aus zwei Zehnteln des Witwengeldes ,
ohne das Witwengeld für eine Vollwaiſe aus vier Zehnteln
des Witwengeldes ; bei mehr Kindern wird das Waiſengeld
entſprechend abgeſtuft . (§S 62 des B . G. )

Der Anſpruch der Hinterbliebenen von Lehrern und Beamten ,
denen eine Zivilpenſion zuſteht , auf die volle Kriegsverſorgung wird von
der Militärverwaltung erſt ſeit kurzem auf Grund einer reichsgerichtlichen
Entſcheidung anerkannt . Der Reichsmilitärfiskus hatte bisher die Beſtim⸗

mungen des Militärhinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 dahin

ausgelegt , daß bei niederen militäriſchen Dienſtgraden die Zivilpenſion
als allgemeine Verſorgung gelten müſſe und den betreffenden Witwen nur
eine Kriegsverſorgung von 100 —300 / , den Waiſen eine ſolche von
108 % zu gewähren ſei (§88 20 a und 21 a des M. H. G. ) . Nach einer

Entſcheidung des Reichsgerichts vom 22. Dezember 1916 wurde jedoch
eine ſolche Verkürzung der Kriegsverſorgung als unzuläſſig erklärt , da die

Penſionsanſprüche der Beamten nicht als allgemeine Verſorgung wie die
aus einer Stellung beim Heere anzuſehen ſei . Nach dieſer jetzt vorliegenden
Entſcheidung wird die Neuregelung der Militärverſorgungsgebührniſſe der

betreffenden Witwen und Waiſen durch das Kriegsminiſterium erfolgen .
Eines beſonderen Antrages der Hinterbliebenen bedarf es nicht . ( Erlaß
des K. M. vom 21. 2. 17 Nr . 4012/1 . 17. C. 3 V. )

Ein Erlaß des K. M. vom 24. 4. 17. Nr . 2683/4 . 17. C. 3. V.

beſtimmt den Begriff „ allgemeine Verſorgung “ folgendermaßen näher :
Als „ allgemeine Verſorgung “ im Sinne der 88 20, 21 , 29 Nr . 4 des

M. H. G. vom 17. Mai 1907 iſt nur die allgemeine Verſorgung anzuſehen ,
die auf Grund der Vorſchriften des Abſchnittes JLdes Geſetzes als Witwen⸗
und Waiſengeld aus Mitteln der Heeresverwaltung bewilligt und gezahlt
wird . Demgemäß wird die Ziffer 14 J der Ausführungsbeſtimmungen
zu dem genannten Geſetz ( A. V. Bl . 1907 S. 246 ) hiermit aufgehoben , nach
der unter allgemeiner Verſorgung auch die den Hinterbliebenen aus der

Anſtellung oder Beſchäftigung des Verſtorbenen im Zivildienſt erwachſenen
Anſprüche auf Witwen⸗ und Waiſengeld zu verſtehen ſind . S. K. 1917 ,
Nr . 8, S . 102 .
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Hatte ein ſolcher Beamter einen geſetzlichen Anſpruch auf

Ruhegehalt aus ſeiner Zivilſtellung noch nicht erdient , ſo er —

halten ſeine Hinterbliebenen beim Vorliegen der in §S 65 B . G.

angegebenen Vorausſetzungen neben dem ungekürzten Kriegs —
witwen - und Waiſengeld ( §8 20 b und 21b M. H. G. ) wider —

ruflichen Verſorgungsgehalt aus der badiſchen Staatskaſſe .
Die Höhe desſelben iſt durch die Beſtimmung in §S 65 Abſ. 2

B. G begrenzt . Verſorgungsgehalt aus der badiſchen Staatskaſſe und

Kriegsverſorgung zuſammen dürfen jedenfalls nicht mehr betragen ,
als die Hinterbliebenen eines Beamten mit Anſpruch auf Ruhe —
gehaltsverſorgung (alſo mit 10 Dienſtjahren ) erhalten können .

Bei Vermißten wird das Zivildienſteinkommen des ver —

heirateten Beamten noch 6 Monate nach dem Monat des Ver —

mißtſeins an die Familienangehörigen weiter bezahlt . Wird der

Tod nachträglich auf einen früheren Zeitpunkt feſtgeſtellt , ſo findet
eine Aufrechnung des zu viel bezahlten Einkommens auf die den

Hinterbliebenen zuſtehenden Hinterbliebenenbezüge ſtatt . Nach
6 Monaten des Vermißtſeins wird aus der Badiſchen Staats⸗

kaſſe an Stelle des Dienſteinkommens ein Vorſchuß in der Höhe
der zuſtändigen Hinterbliebenenbezüge geleiſtet bis zur endgültigen
Regelung des Verſorgungsgehaltes .

Für die Kriegshinterbliebenen von Reichsbeamten gelten
die maßgebenden Beſtimmungen des Militär - und des Reichs⸗
beamtenhinterbliebenengeſetzes , beide vom 17 . Mai 1907 .

Nach § S 47 , 49 des Reichsbeamtengeſetzes wird die

Zeit des aktiven Militärdienſtes berückſichtigt und für jeden Krieg

zu der Dienſtzeit mindeſtens 1 Jahr weiter gerechnet .
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